
Die Regierung lässt uns im Stich – 
unsere Antwort heißt Solidarität!
Stellungnahme vom 16. März 2020

Das Corona-Virus beherrscht das öffentliche Leben in
Deutschland. Innerhalb von zwei Wochen ist die Zahl
der  bestätigten Infektionen von 150 auf über  7000
angestiegen,  darunter  sind  bisher  17  Todesfälle
(Stand  16.03.20).  Und  es  werden  nicht  die  letzten
sein.  Diese  Zahlen  sind  zwar  im  Vergleich  zu
regelmäßigen  Grippewellen  noch  gering,  es  muss
aber  mit  einem  weiteren,  massiven  Ansteigen  der
Erkrankungen  gerechnet  werden.  Gleichzeitig  ist
bekannt,  dass  das  Virus  in  erster  Linie  alte  und
kranke  Menschen  tötet.  Diese  ohnehin  schon
marginalisierten Teile der Bevölkerung müssen sich
also in noch stärkere soziale Isolation begeben,  als
dies oft  bereits der Fall ist,  um nicht angesteckt zu
werden.  Es  gibt  keine  Strukturen,  die  diese
Menschen  ausreichend  in  ihrem  Alltag  versorgen.
Diese Aufgabe müssen Freunde oder Angehörige auf
eigene Kosten und Gefahr übernehmen.

Die Regierung und die Medien haben in den letzten
Wochen bewiesen, dass es ihnen nicht in erster Linie
um  die  Gesundheit  der  Bevölkerung  geht.  Lange
wurde  die  Gefahr  verharmlost  und  ignoriert,  dass
sich das Virus exponentiell verbreitet. Dafür wurde
auf  das  angeblich  gut  vorbereitete
Gesundheitssystem  hingewiesen.  In  Wirklichkeit
fehlten  bereits  vor  dem  Corona-Virus  ca.  80.000
Pflegekräfte in deutschen Krankenhäusern,  und die
Kapazitäten für Intensivpatienten geraten schon jetzt
an  ihre  Grenzen.  Das  ist  das  Ergebnis  der
Entwicklungen  im  Gesundheitssystem,  das  über
Jahre  zunehmend  privatisiert  und  auf
Profitmaximierung  ausgerichtet  wurde.
Krankenhauspersonal  wurde  massiv  abgebaut;
Behandlungen werden nach der Vergütung durch die
Krankenkassen  ausgewählt,  statt  aufgrund
medizinischer  Indikation.  Leidtragende  sind  die
Kranken,  vor  allem  aus  der  älteren  und  armen
Bevölkerung  und  das  medizinische  Personal.  Das
fordert  konkret  Menschenleben:  Durch  zu  späte
Behandlungen  oder  Behandlungsfehler,  aber  auch

durch  Ansteckungen  mit  resistenten  Keimen  im
Krankenhaus. Das Corona-Virus verschlimmert diese
bereits katastrophale Situation nur noch. 

In  den  Wochen  nach  den  ersten  bestätigten
Infektionen  in  Deutschland  hat  die  Regierung  nur
oberflächlich und inkonsequent gehandelt, so z.B. in
Bezug auf die Ausstattung der Krankenhäuser,  den
Umgang mit Großveranstaltungen und der Einreise
aus  Risikogebieten.  Erst  durch  den  steigenden
internationalen Druck ist  die Bundesregierung jetzt
dazu  gezwungen  zu  reagieren  und  führt
weitreichende  Maßnahmen  durch,  wie  die
Schließung  von  Schulen,  Kindergärten  und
öffentlichen  Einrichtungen.  Trotz  wochenlanger
Vorlaufzeit  wirkt  ihr  Handeln  improvisiert.  Dieses
kopflose Handeln – plötzliche massive Eingriffe ins
öffentliche Leben bei gleichzeitiger Beschwichtigung,
man habe alles im Griff – haben verständlicherweise
zu Panik in Teilen der Bevölkerung geführt.

Die Regierung hat erst so spät gehandelt, weil sie die
Wirtschaft,  vor  allem  die  Großkonzerne,  möglichst
wenig beeinträchtigen wollte. Das zeigt sich auch an
den nun beschlossenen Milliardenhilfen für Betriebe
und  Konzerne,  weil  sie  unter  der  Krise  leiden
könnten. Diese sind um ein Vielfaches höher, als die
zusätzlichen  Gelder  für  Krankenhäuser  und
Impfstoffentwicklung.  Außerdem ist  der  Zugang zu
Kurzarbeit  vereinfacht  worden.  Unternehmen
müssen  nun  nur  noch  nachweisen,  dass  10%  der
Beschäftigten  (normalerweise  33%)  von  Kurzarbeit
betroffen  sind  und  sie  haben  nur  noch  eine
Ankündigungsfrist  von  3  Tagen  (normalerweise  14
Tage). Das wird von Unternehmern und Lobbyisten
bejubelt,  bedeutet  aber  Lohnkürzungen  für
Tausende  von  Beschäftigten,  die  auch  noch  durch
Steuergelder  subventioniert  werden.  Das
Kurzarbeitergeld  beträgt  gerade  einmal  60  bis  67
(mit Kind) Prozent des Nettolohns und wird inklusive
der  anfallenden  Sozialversicherungsbeiträge
komplett  aus  unseren  Steuerbeiträgen  gezahlt.
Während etwa in  Italien,  Frankreich,  Spanien und
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Griechenland  darum  gekämpft  wird,  dass  die
wirtschaftlichen  Folgen  der  Corona-Krise  nicht  auf
die  arbeitende  Bevölkerung  abgewälzt  werden,
bekennt sich der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB)
zu  seiner  »Verantwortung«  und  stimmt  den
arbeiterfeindlichen  Maßnahmen  der  Regierung  zu.
Die aktuelle Situation wird somit auch genutzt,  um
Veränderungen  in  der  Arbeitswelt  durchzusetzen,
die  seit  langem  von  den  Unternehmerverbänden
gefordert  wurden.  Die  Belastung  des  Personals  in
den  Krankenhäusern,  und  damit  auch  die
gesundheitliche  Gefährdung,  wird  de  facto  sogar
noch erhöht werden, weil sich die Beschäftigten um
noch mehr Patienten gleichzeitig kümmern müssen.
Unser  Dank  muss  allen  Arbeitern  im  Gesundheits-
und  Pflegebereich  weltweit  gelten,  die  oft  unter
Einsatz  des  eigenen  Lebens  dazu  beitragen,  die
Verbreitung  des  Virus  und  seine  Folgen
einzudämmen. Gleichzeitig müssen wir mehr Stellen,
höhere  Löhne  und  bessere  Ausstattung  im
Krankenhaus fordern.

Währenddessen  läuft  der  Arbeitsalltag  auch  in
anderen  Branchen  im  Wesentlichen  ungestört
weiter,  obwohl  die  Arbeiter  am  Arbeitsplatz  oft
automatisch einem Infektionsrisiko ausgesetzt  sind.
Zudem werden viele vor unlösbare Probleme gestellt,
wenn  es  um  die  Betreuung  ihrer  Kinder  und
Angehörigen  geht.  Die  Unternehmen  schlagen  den
Beschäftigten  vor,  Urlaub  zu  nehmen  oder  sich
unbezahlt freistellen zu lassen. Der Jahresurlaub ist
aber  meist  schon  verbucht  und  unbezahlte
Freistellungen  können  sich  viele  nicht  leisten.
Insgesamt  sollen  die  Kosten  so  auf  die  Arbeiter
abgewälzt  werden.  Wir  müssen  uns  mit  unseren
Kolleginnen  und  Kollegen  zusammentun  und  uns
gegenseitig  unterstützen,  weil  der  Staat  und  die
Unternehmen  nichts  für  uns  tun.  Wir  müssen
geeignete  Schutzmaßnahmen  am  Arbeitsplatz
fordern  und  verhindern,  dass  Angehörige  der
Risikogruppen in Gefahr gebracht werden. Statt zur
Arbeit  zu  müssen,  sollten  sie  bezahlt  freigestellt
werden.  Betriebsräten  werden  aktuell  sogenannte
Pandemie-Vereinbarungen  vorgelegt,  in  denen  sie
aufgefordert werden auf ihre Mitbestimmungsrechte
zu verzichten.  Das  müssen wir  klar  zurückweisen!
Der gemeinsame Kampf gegen die Verschlechterung
der  Arbeitsbedingungen  und  den  Abbau  des
Arbeitsrechts muss auch in diesen Zeiten stattfinden.

Das heißt auch das wir weiter aufmerksam bleiben
müssen, welche Maßnahmen von den Unternehmen
und  der  Regierung  noch  getroffen  werden,  und
genau  hinschauen  welche  Interessen  dahinter
stehen, unsere Gesundheit oder ihr Profit.

An  vielen  Orten  in  der  BRD  haben  Teile  der
Bevölkerung  bereits  begonnen,  Solidarität  zu
organisieren: Über soziale Medien haben sich Kanäle
gebildet,  in  denen  sich  Menschen  in  ihrer
Nachbarschaft zusammenschließen und gegenseitige
Hilfe  organisieren.  Insbesondere  den  Älteren  und
Menschen  mit  geschwächtem  Immunsystem  muss
geholfen werden. Wer nicht zur Risikogruppe gehört
und  gesund  ist,  kann  in  der  Nachbarschaft
gemeinsam mit anderen den Einkauf erledigen oder
sich um Kinder und Haustiere kümmern. Gleichzeitig
muss die Ausbreitung neuer Erreger, wie es sie auch
in Zukunft  geben wird,  unbedingt  und konsequent
verhindert  werden.  Dafür ist  es  in dieser Situation
auch  notwendig,  das  öffentliche  Leben  massiv
einzuschränken  und  bei  allen  Tätigkeiten  auf
Hygiene  und  den  eigenen  Schutz  zu  achten.  Wir
wissen  nicht,  wie  sich  die  Lage  in  den  nächsten
Tagen,  Wochen und Monaten entwickeln wird.  Wir
müssen aber  darauf  vorbereitet  sein,  dass  sich  die
Situation  ähnlich  wie  in  Italien  weiter  verschärft.
Wir  dürfen  dabei  aber  nicht  in  Panik  geraten,
müssen  uns  selbst  über  geeignete
Hygienemaßnahmen  informieren  und  unsere
Mitmenschen  so  gut  wie  möglich  aufklären.  Wir
müssen uns organisieren und denjenigen helfen, die
Hilfe brauchen. Organisiert Hilfe für eure Nachbarn,
besonders  die  Älteren.  Setzt  euch  in  euren
Gewerkschaftsgliederungen dafür ein, dass die Hilfe
über die Gewerkschaften organisiert wird, damit sie
breiter  aufgestellt  und  einheitlich  ist.  Setzt  euch
dafür  ein,  dass  die  Forderungen  der  Pflegekräfte
massiv  verbreitet  werden,  dass  Kollegen  über  ihre
Rechte  informiert  werden  und  dass  Arbeitsschutz-
und Desinfektionsmaßnahmen ergriffen werden.

In den Zeiten der Krise zeigt dieser Staat sein wahres
Gesicht. Er dient nur den Konzernen und nicht den
Menschen.  Unsere  Antwort  kann  nur  heißen:
Zusammenstehen,  gegenseitige  Hilfe  organisieren
und praktische Solidarität üben!
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